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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 15. Februar 1961 

7 — 81407 — 5269/61 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende icii den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes zur Einführung des 
Fremdrenten- und Auslandsrenten- 
Neuregelungsgesetzes im Saarland 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung. 

Der Bundesrat hat in seiner 228. Sitzung am 10. Februar 1961 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der 
Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Drude; Bonner Universitäts>Budi4nickerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr, Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel, 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Einführ ung des Fremdrenten- und Auslandsrenten- 
Neuregelungsgesetzes im Saarland 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Einführung des Fremdrentengesetzes 

Das Fremdrentengesetz in der Fassung des Fremd- 
renten- und Auslandsrenten-Neuregelungsgesetzes 
vom 25. Februar 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 93) wird 
im Saarland mit der Maßgabe eingeführt, daß das 
Gesetz Nr. 433 über die Altersversorgung der selb- 
ständigen Landwirte und der auf Grund ihres Be- 
sdiäftigungsverhältnisses bisher nicht versidierungs- 
pflichtigen Arbeitskräfte (mithelfenden Familien- 
angehörigen) der saarländischen Landwirtschaft vom 
7. Juli 1954 (Amtsblatt des Saarlandes S. 834), ge- 
ändert durch das Gesetz Nr. 475 vom 19. Juli 1955 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 1242), nicht als Bun- 
desrecht im Sinne des § 16 Satz 2 des Fremdren- 
tengesetzes gilt. 


Artikel 2 

Einführung der Artikel 2 bis 6 des Fremdrenten- 
und Auslandsrenten-Neuregelungsgesetzes 

Artikel 2 bis 6 des Fremdrenten- und Auslands- 
renten-Neuregelungsgesetzes werden im Saarland 
mit folgenden Abweichungen und Ergänzungen ein- 
geführt: 

1. Artikel 2 Nr. 10 gilt mit der Maßgabe, daß der 

Fünfte Abschnitt „Anpassung der Berliner 
Rentenversicherung“ hinter Artikel 2 § 57 

des Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungs- 
gesetzes in der Fassung des Gesetzes Nr. 591 
zur Einführung des Arbeiterrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes im Saarland vom 13. Juli 
1957 (Amtsblatt des Saarlandes S. 779) einge- 
fügt wird; §§ 56‘bis 61 werden §§ 58 bis 63. 

2. Artikel 3 Nr. 10 gilt mit der Maßgabe, daß der 
Fünfte Abschnitt „Anpassung der Berliner Ren- 
tenversicherung“ hinter Artikel 2 § 55 des An- 
gestelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzesin 
der Fassung des Gesetzes Nr. 590 zur Einfüh- 
rung des Angestelltenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes im Saarland vom 13. Juli 1957 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 789) eingefügt 
wird; §§ 55 bis 60 werden §§ 56 bis 61. 

3. Artikel 5 gilt nicht. 

4. In Artikel 6 § 2 Satz 3 werden die Worte 
„3L Dezember 1961" ersetzt durch die Worte 
„31. Dezember 1962". 


5. In Artikel 6 § 3 werden die Worte „Fremdren- 
ten- und Auslandsrentengesetz“ ersetzt durch 
die Worte „Gesetz Nr. 345 über eine besondere 
Fürsorge für Versicherte im Zusammenhang mit 
einer versicherungspflichtigen Beschäftigung 
außerhalb des Saarlandes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 29. Juli 1953 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 520)“. 

6. Artikel 6 § 4 gilt in folgender Fassung; 

«§ 4 

(1) Artikel 2 § 1 des Angestelltenversiche- 
run^s-Neuregelungsgesetzes und Artikel 2 § 1 
des Knappschaftsrentenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes sind auf Personen, die Beitrags- 
oder Beschäftigungszeiten der in §§ 15 und 16 
des Fremdrentengesetzes genannten Art zurück- 
gelegt haben und vom übrigen Geltungsbereich 
dieses Gesetzes in das Saarland zugezogen 
sind, mit der Maßgabe anzuwenden, daß 

a) in Artikel 2 § 1 des Angestelltenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetzes an 
die Stelle des 30. September 1957, 

b) in Artikel 2 § 1 des Knappschaftsren- 
tenversicherungs - Neuregelungsgeset- 
zes an die Stelle des Ablaufs des 
dritten Monats nach dem Monat der 
Verkündung des Knappschaftsrenten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes 

der 30. September 1961 tritt. Der Antrag auf 
Befreiung ist bis zum 31. Dezember 1961 zu 
stellen. 

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung, wenn 
für die genannten Personen die Antragsfrist 
des Artikels 6 § 4 Satz 2 des Fremdrenten- und 
Auslandsrenten-Neuregelungsgesetzes in der 
im Bundesgebiet außerhalb des Saarlandes gel- 
tenden Fassung im Zeitpunkt des Zuzugs in das 
Saarland bereits abgelaufen war.“ 

7. Artikel 6 § 6 Abs. 1 bis 3 gilt in folgender 
Fassung: 

„(1) Renten, die auf Versicherungsfällen be- 
ruhen, die vor dem 1. Januar 1959, aber nach 
dem 31. Dezember 1956 eingetreten sind und 
vor der Verkündung dieses Gesetzes festge- 
stellt waren, sind für Bezugszeiten vom Renten- 
beginn an nach Maßgabe der Vorschriften der 
§§14 bis 31 des Fremdrentengesetzes nach dem 
für Versicherungsfälle nach dem 31. Dezem- 
ber 1956 im Saarland geltenden Recht festzustel- 
len; das Gesetz Nr. 345 findet keine Anwen- 
dung. Satz 1 gilt auch für Renten aus Versiche- 
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rungsfällen vor dem 1. Januar 1957, wenn | 
Leistungen oder Leistungsanteile aus der | 
knappschaftlichen Rentenversicherung zu ge- 
währen sind; Artikel 2 § 24 Abs. 1 bis 4 i 
des Knappschaftsrentenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes in der Fassung des Gesetzes 
Nr. 635 zur Einführung des Reichsknappschafts- 
gesetzes und des Knappschaftsrentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes im Saarland vom 
18. Juni 1958 (Amtsblatt des Saarlandes S. 1099) 
findet Anwendung. 

(2) Die Umstellung der Renten, die auf Ver- 
sicherungsfällen vor dem 1. Januar 1957 beru- 
hen, ist unbeschadet des Absatzes 1 Satz 2 er- 
neut vorzunehmen; der Ermittlung des Steige- 
rungsbetrages für die nach §§ 15 und 16 des 
Fremdrentengesetzes gleichstehenden Zeiten 
sind in entsprechender Anwendung der §§ 14 
bis 31 des Fremdrentengesetzes die Tabellen 
der Anlagen zum Fremdrentengesetz zugrunde 
zu legen. § 19 Abs. 2 des Fremdrentengesetzes 
findet Anwendung. Soweit nach dem Fremd- 
rentengesetz über das bisherige Recht hinaus 
Zeiten anrechnungsfähig sind, sind diese Zeiten 
zusätzlich zu berücksichtigen. Artikel 2 § 36 
des Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungs- 
gesctzes in der Fassung des Gesetzes Nr. 591 
und Artikel 2 § 35 des Angestelltenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes in der Fassung des 
Gesetzes Nr. 590 finden Anwendung; als bis- 
heriger monatlicher Zahlbetrag ist der Betrag zu- 
grunde zu legen, der bei der ersten Umstellung 
der Ermittlung des Sonderzuschusses zugrunde j 
gelegt worden ist. Eine erneute Umstellung der ' 
Waisenrenten findet nicht statt. 

(3) Bei der Anwendung des Absatzes 2 ist 

a) der neue Steigerungsbetrag von 
Renten, die in Mark festgestellt sind, 
nach dem vor Einführung des Franken 
im Jahre 1947 im Saarland geltenden 
Recht in Mark zu ermitteln und nach 
dem bis zum 31. Dezember 1956 dort 
geltenden Recht in Franken umzurech- 
nen. Bei der Ermittlung des neuen 
Steigerungsbetrages in Mark sind für 
Zeiten vor dem 1. Januar 1913, die der 
Rentenversicherung der Angestellten 


zuzuordnen sind. 

folgende Steige- 

rungsbeträge zu berücksichtigen: | 


Jährlicher 

Gehalts- oder 

Steigerungs- 

Beitragsklasse 

betrag 


in Mark 



A 

0,35 

B 

^ 0,61 

c 

0,87 1 

D 1 

1,13 

E 

1,39 


b) der neue Steigerungsbetrag von Ren- ■ 
ten, die in Franken festgestellt sind, i 
in der Weise zu ermitteln, daß ' 


aa) der in den Tabellen der Anlagen 
5 und 7 zum Fremdrentengesetz 
für Zeiten nach dem 19. Novem- 
ber 1947 und der in den Tabellen 
der Anlagen 9 und 11 zum Fremd- 
rentengesetz für Zeiten nach dem 
30. November 1947 in Mark ange- 
gebene Entgelt in Franken umzu- 
rechnen ist. Die Umrechnung er- 
folgt dadurch, daß der für das ein- 
zelne Kalenderjahr zuzuordnende 
Entgelt durch den für dasselbe 
Kalenderjahr bestimmten Wert 
der Tabelle der Anlage 2 a zu 
§ 1255 der Reichsversicherungs- 
ordnung in der Fassung des Ge- 
setzes Nr. 591 oder der Tabelle 
der Anlage 2 a zu § 32 des Ange- 
stelltenversicherungsgesetzes in 
der Fassung des Gesetzes Nr. 590 
geteilt wird; hierbei sind die für 
Zeiten vor dem 1. Januar 1957 im 
Saarland geltenden Beitragsbe- 
messungsgrenzen nicht zu berück- 
sichtigen. Artikel 2 § 56 

des Arbeiterrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes in der Fas- 
sung des Gesetzes Nr. 591 und 
Artikel 2 § 55 des Angestellten- 
versicherungs-Neuregelungsgeset- 
zes in der Fassung des Gesetzes 
Nr, 590 finden für Fremdrenten- 
zeiten keine Anwendung-, 

bb) für die auf Zeiten vor dem 1. Ja- 
nuar 1913 in der Rentenversiche- 
rung der Angestellten entfallen- 
den Gehalts- oder Beitragsklassen 
A bis E an Stelle des Steigerungs- 
betrages in Mark ein Steigerungs- 
betrag in Franken zu berücksich- 
tigen ist. Der Steigerungsbetrag 
in Franken hat dem Steigerungs- 
betrag zu entsprechen, der nach 
dem am 31. Dezember 1956 im 
Saarland geltenden Recht in der 
Rentenversicherung der Arbeiter 
für Beiträge in einem Kalender- 
monat der Lohn- oder Beitrags- 
klassen I bis V für Zeiten vor 
dem 1. Januar 1913 vorgesehen 
ist." 

8. Artikel 6 § 7 Satz 1 gilt in folgender Fassung: 

„Eine Rente, bei der die Feststellung nach § 6 
Abs. 1 dieses Artikels einen niedrigeren als den 
bisherigen Zahlbetrag ergibt, ist in Höhe des 
bisherigen monatlichen Zahlbetrages weiterzu- 
gewähren." 

9. Artikel 6 § 8 erhält folgenden Satz 2: 

„An die Stelle des bisherigen monatlichen Zahl- 
betrages im Sinne des § 7 Satz 1 dieses Artikels 
tritt der Betrag, der bei der Feststellung der 
Rente vor Verkündung dieses Gesetzes zu zah- 
len gewesen wäre." 


3 



Drucksache 2496 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


10. In Artikel 6 § 9 Abs. 1 werden hinter den Wor- 
ten „Artikel 2 § 11 des Knappschaftsrentenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetzes'' die Worte 
„in der Fassung des Gesetzes Nr. 635" einge- 
fügt. 

11. Artikel 6 § 9 Abs. 2 und 3 gilt in folgender Fas- 
sung: 

„(2) Soweit auf Grund der bisher im Saarland 
geltenden Vorschriften eine Leistung in das 
Ausland zuerkannt worden ist, gelten die Vor- 
aussetzungen des § 1319 Abs. 2 der Reichsver- 
sicherungsordnung, des § 98 Abs. 2 des Ange- 
stelltenversicherungsgesetzes und des § 108 a 
Abs, 2 des Reichsknappschaftsgesetzes für den 
Rentenberechtigten und seine Hinterbliebenen 
als erfüllt. 

(3) Bei Aufenthalt außerhalb des Geltungs- 
bereichs dieses Gesetzes ist die Rente nach Ar- 
tikel 2 § 42 des Arbeiterrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes, Artikel 2 § 41 des Ange- 
stelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes so- 
wie Artikel 2 § 11 des Knappschaftsrentenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetzes in der Fas- 
sung des Gesetzes Nr. 635 nach den am 31, De- 
zember 1956 im Saarland geltenden Vorschriften 
unter Berücksichtigung des Gesetzes Nr, 345 
zu berechnen. Artikel 2 § 42 des Arbeiterrenten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes, Artikel 2 
§ 41 des Angestelltenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes sowie Artikel 2 § 11 des Knapp- 
schaftsrentenversicherungs - Neuregelungsgeset- 
zes in der Fassung des Gesetzes Nr. 635 finden 
jedoch nur Anwendung, wenn die Vorausset- 
zungen für die Gewährung einer Rente für 
Zeiten des Aufenthalts außerhalb des Geltungs- 
bereichs dieses Gesetzes nach den am 31. De- 
zember 1956 im Saarland geltenden Vorschrif- 
ten erfüllt wären." 

12. In Artikel 6 § 10 fällt der Klammerzusatz weg; 
die Worte „31. Dezember 1961" werden ersetzt 
durch die Worte „31, Dezember 1962". 

13. Artikel 6 § 12 gilt nicht. 

14. In Artikel 6 § 13 Abs, 1 werden hinter den 

Worten „Artikel 2 § 11 des Knappschaftsrenten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes" die 

Worte „in der Fassung des Gesetzes Nr. 635" 
eingefügt. 

15. Artikel 6 § 16 gilt nicht. 

16. In Artikel 6 § 17 Abs. 1 Satz 2 werden 
die Worte „des Artikels 2 §§ 56 bis 61 
des Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungs- 
gesetzes" durch die Worte „des Artikels 2 §§ 58 
bis 63 des Arbeiterrentenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes in der Fassung des Gesetzes 
Nr. 591" und die Worte „des Artikels 2 §§ 55 
bis 60 des Angestelltenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes" durch die Worte „des Artikels 2 
§§ 56 bis 61 des Angestelltenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes in der Fassung des Gesetzes 
Nr. 590" ersetzt. 

17. In Artikel 6 § 17 Abs. 2 werden die Worte 
„Artikel 2 § 56 des Arbeiterrentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes" durch die Worte 


„Artikel 2 § 58 des Arbeiterrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes in der Fassung des Ge- 
setzes Nr, 591" und die Worte „Artikel 2 § 55 
des Angestelltenversicherungs-Neuregelungs- 
gesetzes" durch die Worte „Artikel 2 § 56 des 
Angestelltenversicherungs - Neuregelungsgeset- 
zes in der Fassung des Gesetzes Nr. 590" er- 
setzt. 

18. In Artikel 6 § 18 Abs. 5 werden die Worte 
„31. Dezember 1961" ersetzt durch die Worte 
„31. Dezember 1962". 

19, Artikel 6 § 20 gilt mit der Maßgabe, daß auch 
die übrigen Vorschriften des Absatzes 1 sowie 
die Absätze 2 bis 5 und 9 des § 99 des Allge- 
meinen Kriegsfolgengesetzes im Saarland anzu- 
wenden sind. 

20, In Artikel 6 § 22 Abs. 4 werden die Worte 
„31. Dezember 1961" ersetzt durch die Worte 
„31. Dezember 1962". 

21. Artikel 6 § 24 Abs. 1 Satz 2 gilt nicht. 


Artikel 3 

Einführung weiterer sozialversicherungsreditlicher 
Vorschriften sowie Änderung des Knappschaf ts- 
rentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes und 
des Auswirkungsgesetzes 

§ 1 

Im Saarland werden folgende Vorschriften einge- 
führt: 

1. die Verordnung über die Zahlung von Renten 
aus der gesetzlichen Unfallversicherung und den 
gesetzlichen Rentenversicherungen an Berech- 
tigte in Israel vom 4. August 1960 (Bundesge- 
setzbl. I S. 683), 

2. die Verordnung über die Anerkennung von Sy- 
stemen und Einrichtungen der sozialen Sicher- 
heit als gesetzliche Rentenversicherungen vom 
11. November 1960 (Bundesgesetzbl. I S, 849), 

3. § 7 der Vierten Verordnung über Änderungen 
der Bezugsgrößen für die Berechnung von Ren- 
ten in den Rentenversicherungen der Arbeiter 
und der Angestellten sowie in der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung vom 14. Dezember 
1960 (Bundesgesetzbl. I S. 996). 

§ 2 

In Artikel 2 § 33 Abs. 1 Satz 2 des Knappschafts- 
rentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes wird die 
Jahreszahl „1960" ersetzt durch „1962". 

§ 3 

§ 3 des Auswirkungsgesetzes vom 26. März 1959 
(Bundesgesetzbl. I S. 200) erhält folgende Fassung: 

„§ 3 

Eine Versicherung, die in der Rentenversicherung 
der Arbeiter, der Rentenversicherung der Angestell- 
ten oder der knappschaftlichen Rentenversicherung 
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nach dem im Saarland bis zum 31. Dezember 1956 
geltenden Recht durchgeführt worden ist, steht einer 
Versicherung, die nach Bundesrecht durchgeführt 
worden ist, gleich." 


Artikel 4 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 1 

Artikel 1 bis 3 gelten nicht für die hüttenknapp- 
schaftliche Pensionsversicherung. 

§ 2 

(1) Eine Leistung, auf die im Zeitpunkt der Ver- 
kündung dieses Gesetzes nach dem Gesetz Nr. 345 
ein Anspruch besteht und auf welche Artikel 1 und 2 
keine Anwendung finden, wird auch für die Zeit 
nach Verkündung dieses Gesetzes gewährt, soweit 
die Leistungsvoraussetzungen nach dem im Zeit- 
punkt der Verkündung dieses Gesetzes im Saar- 
land geltenden Recht erfüllt sind und solange der 
Berechtigte sich im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
aufhält. 

(2) Für die Zuständigkeit zur Feststellung und Ge- 
währung der Leistung gelten in der gesetzlichen 
Unfallversicherung § 9 des Fremdrentengesetzes 
entsprechend, im übrigen die allgemeinen Vorschrif- 
ten. 

§ 3 

(1) Bei Versicherungsfällen nach Verkündung die- 
ses Gesetzes gewährt der nach Absatz 3 zuständige 
deutsche Versicherungsträger eine Leistung, soweit 
nach dem Gesetz Nr. 345 ausländische Versiche- 
rungszeiten zu berücksichtigen gewesen wären, auf 
welche Artikel 1 und 2 keine Anwendung finden 
und die vor Verkündung dieses Gesetzes zii- 
rückgelegt worden sind. Die Leistung ist der Be- 
trag, der nach dem im Zeitpunkt der Verkündung 
dieses Gesetzes im Saarland geltenden Recht für die 
in Satz 1 genannten Versicherungszeiten zu gewäh- 
ren wäre. Bei der Ermittlung dieses Betrages wer- 
den die dem Berechtigten von ausländischen Trä- 
gern für sämtliche von ihnen berücksichtigten Zei- 
ten gewährten Leistungen angerechnet. 

(2) Die Leistung wird Deutschen im Sinne des Ar- 
tikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes und früheren 
deutschen Staatsangehörigen im Sinne des Artikels 
116 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes für die Dauer 
ihres gewöhnlichen Aufenthalts im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes gewährt. 

(3) Die in Absatz 1 Satz 1 genannten Versiche- 
rungszeiten werden hinsichtlich der Zuständigkeit 
für die Feststellung und Gewährung der Leistung so 
behandelt, als ob sie im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes zurückgelegt worden wären. 

§ 4 

(1) Für Versicherungszeiten, die während einer 
Beschäftigung in knappschaftlich versicherten Betrie- 


ben in der deutschen gesetzlichen Rentenversicherung 
zurückgelegt sind und die nach Artikeln 2 bis 4 der 
Zweiten Vereinbarung zur Ergänzung des Allgemei- 
nen Abkommens zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und Frankreich über die Soziale Sicher- 
heit vom 10. Juli 1950 sowie der Ersten, Zweiten 
und Vierten Zusatzvereinbarung zu diesem Abkom- 
men vom 18. Juni 1955 (Bundesgesetzbl. 1958 II 
S. 757) als nach den französischen Rechtsvorschriften 
zurückgelegt gelten, gewährt der in Absatz 2 ge- 
nannte deutsche Versicherungsträger eine Leistung, 
wenn für diese Versicherungszeiten aus dem fran- 
zösischen System der Sozialen Sicherheit im Berg- 
bau nach Erreichung der Altersgrenze nur eine Lei- 
stung für weniger als fünfzehn Dienstjahre (Beitrags- 
rente) gewährt wird. Die Leistung ist der Betrag, 
der für die in Satz 1 genannten Versicherungszeiten 
nach den deutschen Rechtsvorschriften zu gewähren 
wäre, wenn diese Zeiten nicht als nach den fran- 
zösischen Rechtsvorschriften zurückgelegt gelten 
würden, gemindert um die Leistungen, die für diese 
Zeiten von französischen Trägern gewährt werden. 
§ 3 Abs. 2 dieses Artikels gilt. 

(2) Die Leistung wird von dem Träger der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung gewährt, der für das 
zwischenstaatliche Rentenfeststellungsverfahren ge- 
genüber Frankreich zuständig ist. 

(3) Absätze 1 und 2 finden auch auf Versiche- 
rungsfälle Anwendung, die vor dem 1. Januar 1959 
eingetreten sind. 

(4) Die Leistung wird auch für Zeiten vor Ver- 
kündung dieses Gesetzes, frühestens jedoch vom 
1 Januar 1959 an, gewährt, wenn sie binnen zwei 
Jahren nach der Verkündung dieses Gesetzes bean- 
tragt wird. 

(5) Absätze 1 bis 4 gelten nicht, sofern die be- 
treffenden Personen Anspruch auf eine Leistung 
nach § 2 oder § 3 dieses Artikels haben oder die 
vorgenannten Versicherungszeiten in einer Rente 
berücksichtigt sind, die von einem Träger mit dem 
Sitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes gewährt 
wird. 

§ 5 

(1) Die Leistungen nach §§ 2 bis 4 dieses Artikels 
gelten nicht als Leistungen der Sozialen Sicherheit. 

(2) Soweit sich aus den in Absatz 1 genannten 
Vorschriften nichts anderes ergibt, gelten die allge- 
meinen Vorschriften über die Sozialversicherung 
entsprechend. 

(3) Die Aufwendungen der Knappschaften für die 
in Absatz 1 genannten Leistungen werden im Rah- 
men des § 128 des Reichsknappschaftsgesetzes ver- 
rechnet. 

§ 6 

Soweit im Fremdrenten- und Auslandsrenten- 
Neuregelungsgesetz auf den Zeitpunkt der Verkün- 
dung des Gesetzes Bezug genommen ist, gilt im 
Saarland der Zeitpunkt, an dem dieses Gesetz ver- 
kündet worden ist. 
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§ 7 

Bis zur Neuregelung des Rechts der gesetzlichen 
Krankenversicherung gilt § 10 des Fremdrenten- 
und Auslandsrentengesetzes vom 7. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 848) weiter. 

§ 8 

Bis zur Neuregelung des Rechts der gesetzlichen 
Unfallversicherung gilt § 8 Abs. 1 und 2 des Fremd- 
renten- und Auslandsrentengesetzes im Saarland | 
entsprechend, soweit er sich auf Leistungen aus der ! 
gesetzlichen Unfallversicherung bezieht. j 

§ 9 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 j 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 10 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Ja- 
nuar 1959, Artikel 3 § 1 Nr. 3 mit Wirkung vom 
1. Januar 1961 und Artikel 3 § 3 mit Wirkung vom 
1. Januar 1957 in Kraft. Mit Wirkung vom 1, Januar 


1959 treten unbeschadet des Absatzes 2 alle ent- 
gegenstehenden und alle inhaltsgleichen Vorschrif- 
ten außer Kraft, insbesondere das Gesetz Nr. 345 
über eine besondere Fürsorge für Versicherte im 
Zusammenhang mit einer versicherungspflichtigen 
Beschäftigung außerhalb des Saarlandes in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 29. Juli 1953 (Amts- 
blatt des Saarlandes S. 520). 

(2) Es treten ferner außer Kraft: 

a) mit Wirkung vom 1. April 1960 § 2 Abs. 1 
des Auswirkungsgesetzes vom 26. März 
1959 (Bundesgesetzbl. I S. 200), 

b) am ersten Tage des auf die Verkündung 
dieses Gesetzes folgenden Kalendermonats 
§ 15 des Gesetzes Nr. 345 über eine be- 
sondere Fürsorge für Versicherte im Zu- 
sammenhang mit einer versicherungs- 
pflichtigen Beschäftigung außerhalb des 
Saarlandes und § 17 Nr. 4 des Ersten 
Uberleitungsgesetzes vom 28. November 
1950 (Bundesgesetzbl. I S. 773) in der Fas- 
sung des Fünften Überleitungsgesetzes 
vom 30. Juni 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 335). 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Ein wesentlicher Unterschied zwischen der Sozial- 
versicherung im Saarland und der Sozialversiche- 
rung im übrigen Bundesgebiet besteht noch auf dem 
Gebiet des Fremdrenten- und Auslandsrentenrechts. 
Das Fremdrenten- und Auslandsrentengesetz vom 
7. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 848), zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 4. September 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 767), und das Fremdrenten- 
und Auslandsrenten-Neuregelungsgesetz vom 25. Fe- 
bruar 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 93) gelten — mit 
Ausnahme des § 10 des Fremdrenten- und Auslands- 
rentengesetzes (freiwillige Krankenversicherung) — 
im Saarland nicht. Dort besteht eine Sonderrege- 
lung, die von dem Recht des übrigen Bundesgebietes 
erheblich abweicht; sie ist in dem Gesetz Nr. 345 
über eine besondere Fürsorge für Versicherte im 
Zusammenhang mit einer versicherungspflichtigen 
Beschäftigung außerhalb des Saarlandes in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 29. Juli 1953 (Amts- 
blatt des Saarlandes S. 520) enthalten. 

Nach dem Gesetz Nr. 345 werden die im Saarland 
wohnenden Personen, die außerhalb des Bundes- 
gebietes und des Landes Berlin der Sozialversiche- 
rung angehört haben, in der Krankenversicherung, 
Unfallversicherung und in den Rentenversicherun- 
gen grundsätzlich so gestellt, als ob sie im Saarland 
versichert gewesen wären. Sie erhalten nach Maß- 
gabe des im Saarland geltenden Sozialversiche- 
rungsrechts sogenannte Fürsorgeleistungen, soweit 
der an sich zuständige Versicherungsträger keine 
oder • — in der Unfallversicherung und in den Ren- 
tenversicherungen — nur eine geringere Leistung 
als die im Saarland vorgesehene gewährt. Hierbei 
kommt es im allgemeinen nicht darauf an, welche 
Staatsangehörigkeit diese Personen haben, ob sie 
Vertriebene, Flüchtlinge oder Einheimische sind und 
in welchem Land außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland sie versichert waren. Die Fürsorge- 
leistungen werden allerdings nur gewährt, solange 
der Berechtigte seinen ausschließlichen Wohnsitz 
im Saarland hat. Sie werden nicht gewährt an An- 
gehörige der Länder, mit denen ein Abkommen über 
Sozialversicherung besteht und in denen eine ähn- 
liche Fürsorge den dort wohnenden Saarländern 
nicht zugebilligt ist, sowie an Versicherte, die nach 
dem 30. September 1953 erstmalig oder nach einer 
Unterbrechung eine Beschäftigung außerhalb des 
Saarlandes aufgenommen haben, es sei denn, sie 
haben vom zuständigen Arbeitsamt eine Bescheini- 
gung erhalten, daß ihnen eine zumutbare Beschäfti- 
gung im Saarland durch die öffentliche Arbeitsver- 
mittlung nicht nachgewiesen werden konnte. 

Das Gesetz Nr. 345 geht in seinem Grundgedanken 
und in seinen Einzelregelungen von der Sach- und 
Rechtslage aus, die im Saarland vor der Eingliede- 
rung in die Bundesrepublik Deutschland am 


1. Januar 1957 bestanden hat. Seitdem ist sowohl 
in der Kranken- v,nd Unfallversicherung als auch 
in den Rentenversicherungen • — hier insbesondere 
durch die Einführung der Gesetze über die Renten- 
versicherungsreform — das im Saarland geltende 
Recht dem Recht des übrigen Bundesgebietes weit- 
gehend angepaßt worden. Eine Angleichung des 
Fremdrenten- und Auslandsrentenrechts ist daher 
schon aus diesen Gründen, aber auch aus Gründen 
der Rechtseinheit zwingend geboten. Diesem Erfor- 
dernis wird durch den vorliegenden Gesetzentwurf 
Rechnung getragen. Nach ihm sollen das Fremdren- 
ten- und Auslandsrenten-Neuregelungsgesetz auch 
im Saarland eingeführt und die dort bestehenden 
besonderen Verhältnisse — soweit erforderlich und 
möglich — in Anpassungs- und Übergangsvorschrif- 
ten berücksichtigt werden. Die Zuständigkeit des 
Bundes zum Erlaß des Einführungsgesetzes ergibt 
sich aus Artikel 74 Nr. 12 des Grundgesetzes. 


B. Besonderer Teil 
Artikel 1 und2 

Einführung des Fremdrentengesetzes und der Ar- 
tikel 2 bis 6 des Fremdrenten- und Auslandsrenten- 
Neuregelungsgesetzes 

Durch Artikel 1 und 2 werden das Fremdrenten- 
gesetz in der Fassung des Fremdrenten- und Aus- 
landsrenten-Neuregelungsyesetzes sowie die Arti- 
kel 2 bis 6 des Fremdrenten- und Auslandsrenten- 
Neuregelungsgesetzes grundsätzlich unverändert 
auch im Saarland eingeführt. Besonderheiten gelten 
dort nur noch insoweit, als die Anpassungsvorschrif- 
ten in Artikel 1 und 2 sowie die Übergangsvor- 
schriften in Artikel 4 dies vorsehen; das Gesetz 
Nr. 345 wird aufgehoben. Dies wirkt sich im Saar- 
land vor allem dahin aus, daß abweichend von der 
z. Z. dort geltenden Regelung teilweise auch Be- 
schäftigungszeiten als Versicherungszeiten anzurech- 
nen sind, daß Fremdrenten unter gewissen Voraus- 
setzungen auch in das Ausland gezahlt werden müs- 
sen, daß die Nachversicherung hinsichtlich des be- 
rechtigten Personenkreises erheblich erweitert wird 
und daß eine im Ausland eingegangene Versiche- 
rung grundsätzlich nur noch nach Maßgabe des 
Fremdrentengesetzes, der bestehenden. Sozialversi- 
cherungsabkommen und der von einer europäischen 
Gemeinschaft erlassenen Rechtsvorschrift, die in der 
Bundesrepublik Deutschland verbindlich ist und un- 
mittelbar gilt, berücksichtigt werden darf. 

Zu den Anpassungsvorschriften in Artikel 1 und 2 
ist folgendes zu bemerken: 

Artikel 1 

Nach dem Gesetz Nr. 433 über die Altersversorgung 
der selbständigen Landwirte und der auf Grund 
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ihres Beschäftigungsverhältnisses bisher nicht ver- 
sicherungspflichtigen Arbeitskräfte (mithelfenden 
Familiepangehörigcn) der saarländischen Landwirt- 
schaft vom 7. Juli 1954 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 834), geändert durch das Gesetz Nr. 475 vom 
19. Juli 1955 (Amtsblatt des Saarlandes S. 1242), 
sind im Saarland seit dem 1. Januar 1954 — ab- 
weichend von dem im übrigen Bundesgebiet gel- 
tenden Recht — die selbständigen Landwirte und 
ihre mithelfenden Familienangehörigen, die das 
14. Lebensjahr vollendet und das 60. Lebensjahr 
noch nicht überschritten haben, in der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter pflichtversichert. Für ihre 
Versicherung ist — mit nur wenigen Besonderheiten 
— das bis zum 31. Dezember 1956 im Saarland gel- 
tende Recht der Rentenversicherung der Arbeiter 
maßgebend; das Arbeiterrentenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetz gilt für sie nicht (§ 1 des Gesetzes 
Nr. 433, Artikel 2 § 57 Abs. 1 des Arbeiterrenten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes in der Fassung 
des Gesetzes Nr. 591 zur Einführung des Arbeiter- 
rentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes im Saar- 
land vom 13. Juli 1957 — Amtsblatt des Saarlandes 
S. 779 — ). Die Rechtsangleichung soll durch das im 
Entwurf vorliegende Gesetz über die Angleichung 
des Rechts der Altersversorgung der Landwirte und 
mithelfenden Familienangehörigen im Saarland an 
das im übrigen Bundesgebiet geltende Recht vor- 
genommen werden. Aus Gründen der Gleichbehand- 
lung der Vertriebenen und Flüchtlinge im Saarland 
und im übrigen Bundesgebiet ist es erforderlich, zu 
bestimmen, daß das bisher im Saarland geltende 
Recht der Altersversorgung der Landwirte und mit- 
helfenden Familienangehörigen, das partielles Bun- 
desrecht ist (§§ 5, 6 Satz 2 des Gesetzes über die 
Eingliederung des Saarlandes — Bundesgesetzbl. I 
S, 1011 — ), nicht als Bundesrecht im Sinne des § 16 
Satz 2 des Fremdrentengesetzes gilt. Dies bedeutet, 
daß auch im Saarland z. B. eine landwirtschaftliche 
Beschäftigung in den Vertreibungsländern als mit- 
helfender Familienangehöriger, für die kein Beitrag 
zur Rentenversicherung entrichtet ist, nicht einer 
rentenversicherungspflichtigen Beschäftigung gleich- 
steht. 

Im Zusammenhang mit der Einführung des Fremd- 
rentengesetzes ist noch darauf hinzuweisen, daß auf 
Grund der vorübergehenden Trennung des Saar- 
landes vom Deutschen Reich nach dem ersten und 
zweiten Weltkrieg die Lohn-, Gehalts- oder Bei- 
tragsklassen im Saarland für gewisse Zeiträume von 
den im übrigen Bundesgebiet maßgebenden Lohn-, 
Gehalts- oder Beitragsklassen abweichen (vgl. z. B. 
§§ 15, 20 der Verordnung über die Überleitung der 
Sozialversicherung des Saarlandes vom 15. Februar 
1935 — Reichsgesetzbl. I S. 240 — ). Um bei der 
Berechnung der Rente die Vertriebenen und Flücht- 
linge im Saarland und im übrigen Bundesgebiet 
gleichzustellen, sollen die in § 22 Abs. 1 Satz 1 und 
§ 23 Abs. 2 Satz 2 des Fremdrentengesetzes genann- 
ten Lohn-, Gehalts- oder Beitragsklassen unverän- 
dert auch im Saarland gelten. Dies dient auch dem 
Bestreben nach einer möglichst weitgehenden 
Rechtseinheit und der Verwaltungsvereinfachung. 
Nachteile für die Rentner und Versicherten entste- 
hen dadurch nicht. 


Artikel 2 

Zu Nummer 1 

Artikel 2 des Arbeiterrentenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes enthält in der für das Saarland maß- 
gebenden Fassung nicht 55, sondern 57 Paragra- 
phen (vgl. Artikel 1 Nr. 17 des Gesetzes Nr. 591). 
Dieser Tatsache wird durch die Anpassungsvorschrift 
Rechnung getragen. 

Zu Nummer 2 

Artikel 2 des Angestelltenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes enthält in der für das Saarland maß- 
gebenden Fassung nicht 54, sondern 55 Paragraphen 
(vgl. Artikel 1 Nr. 18 des Gesetzes Nr. 590 zur 
Einführung des Angestelltenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes im Saarland vom 13. Juli 1957 — 
Amtsblatt des Saarlandes S. 789 — ). Dieser Tat- 
sache wird durch die Anpassungsvorschrift Rech- 
nung getragen. 

Zu Nummer 3 

Der Vertrag vom 10. März 1956 zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Föderativen 
Volksrepublik Jugoslawien über die Regelung ge- 
wisser Forderungen aus der Sozialversicherung be- 
zieht sich nicht auf das Saarland. Das Gesetz zu 
diesem Vertrag vom 25. Juni 1958 (Bundesge- 
setzbl. II S. 168) gilt dort nicht (Artikel 13 des 
Gesetzes, § 2 IV B Nr. 35 des Gesetzes zur Einfüh- 
rung von Bundesrecht im Saarland vom 30. Juni 1959 
— Bundesgesetzbl. I S. 313 — ). Demnach kann auch 
Artikel 5 des Fremdrenten- und Auslandsrenten- 
Neuregelungsgesetzes im Saarland nicht eingeführt 
werden. 

Zu Nummer 4 

Die in Artikel 6 § 2 Satz 3 des Fremdrenten- und 
Auslandsrenten-Neuregelungsgesetzes genannte 
Frist für den Antrag auf Nachprüfung des Bescheides 
eines Unfallversidierungsträgers ist unter Berück- 
sichtigung des Zeitpunktes der Verkündung des 
Fremdrenten- und Auslandsrenten-Neuregelungs- 
gesetzes im Bundesgebiet außerhalb des Saarlandes 
festgesetzt worden. Da das Einführungsgesetz er- 
heblich später verkündet werden wird, ist eine ent- 
sprechende Verlängerung der Antragsfrist für die 
Berechtigten im Saarland gerechtfertigt. 

Zu Nummer 5 

Nach Artikel 6 § 3 des Fremdrenten- und Auslands- 
renten-Neuregelungsgesetzes sind die §§ 1 bis 13 
des Fremdrentengesetzes auf Arbeitsunfälle und Be- 
rufskrankheiten der in § 5 des Fremdrentengesetzes 
genannten Art auch dann anzuwenden, wenn auf 
diese Fälle das bisher geltende Fremdrenten- und 
Auslandsrentengesetz nicht angewendet worden ist. 
Da das Fremdrenten- und Auslandsrentengesetz im 
Saarland nicht gegolten hat, muß an dessen Stelle 
das entsprechende saarländische Gesetz, also das 
Gesetz Nr. 345, treten. 
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Zu Nummer 6 

Die Regelung des Artikels 6 § 4 des Fremdrenten- 
und Auslandsrenten-Neuregelungsgesetzes ist im 
Saarland grundsätzlich gegenstandslos. Dort waren 
in der Rentenversicherung der Angestellten und in 
der knappschaftlichen Rentenversicherung vor Ein- 
führung der Rentenversicherungs-Neuregelungsge- 
setze alle Angestellten — unabhängig von der Höhe 
ihres Jahresarbeitsverdienstes — pflichtversichert. 
Durch die Einführung der Rentenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetze im Saarland sind daher Angestellte 
mit einem bestimmten Arbeitsverdienst nicht ver- 
sicherungspflichtig, sondern versicherungsfrei ge- 
worden. Demgemäß bestimmen Artikel 2 § 1 des An- 
gestelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes in der 
Fassung des Gesetzes Nr. 590 und Artikel 4 § 10 
Abs. 4 des Gesetzes Nr. 635 zur Einführung des 
Reichsknappschaftsgesetzes und des Knappschafts- 
rentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes im Saar- 
land vom 18. Juni 1958 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 1099), daß diese Angestellten unter gewissen 
Voraussetzungen ihre Versicherung freiwillig fort- 
setzen können. 

Diese Ausführungen treffen jedoch nicht auf solche 
Angestellte zu, die Fremdrentenzeiten zurückgelegt 
haben und vom übrigen Bundesgebiet oder dem 
Land Berlin in das Saarland zugezogen sind. Für sie 
ist, wenn sie von ihrem Recht auf Befreiung von der 
Versicherungspflicht nach Artikel 2 § 1 des Ange- 
stelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes und Ar- 
tikel 2 § 1 des Knappschaftsrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes bis zum Zuzug in das Saar- 
land noch keinen Gebrauch gemacht haben, die An- 
wendbarkeit dieser Vorschriften mit der Wohnsitz- 
nahme im Saarland entfallen. Aus denselben Grün- 
den, die für die Regelung des Artikels 6 § 4 des 
Fremdrenten- und Auslandsrenten-Neuregelungs- 
gesetzes maßgebend waren, muß diese Vorschrift 
für die genannten Angestellten — mit der sich aus 
Absatz 2 ergebenden Einschränkung — auch im 
Saarland gelten. Wegen der Verlängerung der Fri- 
sten wird auf die Begründung zu Artikel 2 Nr. 4 
des Gesetzentwurfs verwiesen. 

Zu Nummer 7 

Die Einführung des Artikels 6 § 6 Abs. 1 des Fremd- 
renten- und Auslandsrenten-Neuregelungsgesetzes 
führt im Saarland zu keinen Schwierigkeiten. Die 
in dieser Vorschrift genannten Renten sind erneut 
nach dem neuen Recht der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung, das auch im Saarland gilt, zu berechnen. 
§ 1255 der Reichsversicherungsordnung in der Fas- 
sung des Gesetzes Nr. 591, § 32 des Angestellten- 
versicherungsgesetzes in der Fassung des Gesetzes 
Nr. 590 und § 54 des Reichsknappschaftsgesetzes in 
der Fassung des Gesetzes Nr. 635 ermöglichen es, 
die persönliche Rentenbemessungsgrundlage auch 
aus dem nach dem Fremdrentengesetz für Zeiten der 
Frankenwährung zugeordneten Markentgelt zu er- 
mitteln. 

Die Einführung des Artikels 6 § 6 Abs. 2 des Fremd- 
renten- und Auslandsrenten-Neuregelungsgesetzes 
hat in den Rentenversicherungen der Arbeiter und 
der Angestellten eine erneute Umstellung der saar- 


ländischen Renten zur Folge, die auf Versicherungs- 
fällen vor dem 1. Januar 1957 beruhen und vom 
Fremdrentengesetz betroffen werden. Dabei sind die 
im Saarland geltenden Umstellungsvorschriften, die 
von Frankenwerten ausgehen, anzuwenden. Es ist 
daher erforderlich, für die nach dem Fremdrenten- 
gesetz anzurechnenden Zeiten, für die Markwerte 
zugeordnet sind, einen Steigerungsbetrag in Fran- 
ken zu ermitteln. 

Im Saarland wurden die Renten, die vor der Ein- 
führung des Franken im Jahre 1947 in Mark fest- 
gestellt waren, nach einem bestimmten Verhältnis, 
das bis 31. Dezember 1956 mehrmals geändert 
wurde, in Franken umgerechnet. Diejenigen Renten, 
die nach Einführung des Franken zugegangen sind, 
wurden demgegenüber unmittelbar in Franken fest- 
gestellt.’ Dieser Sachverhalt wurde bei der Ermitt- 
lung der Umstellungsfaktoren für das Saarland, die 
auch der erneuten Umstellung der saarländischen 
Renten nach dem Fremdrenten- und Auslandsrenten- 
Neuregelungsgesetz zugrunde zu legen sind, be- 
rücksichtigt. Um eine Korrektur der ersten Renten- 
umstellung im Saarland über die Zielsetzung des 
Fremdrenten- und Auslandsrenten-Neuregelungs- 
gesetzes hinaus zu vermeiden, mußte bei der Neu- 
fassung des Artikels 6 § 6 Abs. 3 zwischen Renten, 
die in Mark, und Renten, die in Franken festgestellt 
sind, unlei schieden werden. 

In dem neugefaßten Artikel 6 § 6 Abs. 3 ist unter 
Buchstabe a vorgesehen, den neuen Steigerungs- 
betrag von Renten, die in Mark festgestellt sind, 
nach dem vor Einführung des Franken im Jahre 1947 
im Saarland geltenden Recht in Mark zu ermitteln 
und nach dem bis 31. Dezember 1956 dort geltenden 
Recht in Franken umzurechnen. Die Werte, mit 
denen die Steigerungsbeträge von Mark in Franken 
umzurechnen sind, berücksichtigen die Rechtsent- 
wicklung im Saarland nach Einführung des Franken, 
insbesondere die Erhöhung des Steigerungssatzes 
in der Rentenversicherung der Angestellten von 
0,7 V. H auf 1,2 v. H. 

Bei Renten, die in Franken festgestellt sind, lassen 
sich nach dem bis zum 31. Dezember 1956 im Saar- 
land geltenden Recht für die in den Anlagen 4 bis 11 
zum Fremdrentengesetz angegebenen Lohn-, Ge- 
halts- oder Beitragsklassen und den dort angegebe- 
nen Markentgelt ohne weiteres Steigerungsbeträge 
in Franken ermitteln, soweit es sich um Fremd- 
rentenzeiten vor dem 20. November bzw. 1. Dezem- 
ber 1947 handelt — • ausgenommen die Zeiten vor 
dem 1. Januar 1913, die der Rentenversicherung der 
Angestellten zuzuordnen sind — . Zur Ermittlung der 
Steigerungsbeträge in Franken für Fremdrentenzei- 
ten nach dem 19. bzw. 30. November 1947 fehlt je- 
doch eine Rechtsgrundlage; sie wird nunmehr durch 
Buchstabe b, Doppelbuchstabe aa des neugefaßten 
Artikels 6 § 6 Abs. 3 geschaffen. Danach erfolgt die 
Umrechnung des für diese Zeiten in den Anlagen 
5, 7, 9 und 11 zum Fremdrentengesetz angegebenen 
Markentgelts mit Hilfe der Werte der Anlagen 2 a 
zu § 1255 der Reichsversicherungsordnung und §32 
des Angestelltenversicherungsgesetzes in der Fas- 
sung der Gesetze Nr. 591 und 590. Diese Umrech- 
nungswerte zu bestimmen lag deshalb nahe, weil 
sie — ebenso wie die Umstellungsfaktoren für das 
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Saarland, die der erneuten Umstellung der saar- 
ländischen Renten nach dem Fremdrenten- und Aus- 
landsrenten-Neuregelungsgesetz zugrunde zu legen 
sind — das Währungsverhältnis und die Abwei- 
chungen des früheren Durchschnittsentgelts im Saar- 
land und im übrigen Bundesgebiet berücksichtigen. 
Der in Artikel 2 § 56 des Arbeiterrentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes und Artikel 2 § 55 des 
Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes in 
der Fassung der Gesetze Nr. 591 und 590 vorge- 
sehene Zuschlag zum Ausgleich der unterschied- 
lichen Beitragsbemessungsgrenzen im Saarland und 
im übrigen Bundesgebiet ist für Fremdrentenzeiten 
nicht gerechtfertigt. Die Werte der Anlagen 4 bis 11 
zum Fremdrentengesetz, die auf die Beitragsbemes- 
sungsgrenzen im Bundesgebiet außerhalb des Saar- 
landes abgestellt sind, kommen auch den saar- 
ländischen Rentnern zugute. Deshalb wurde be- 
stimmt, daß für Fremdrentenzeiten weder die ge- 
nannten Vorschriften anzuwenden, noch die für 
Zeiten vor dem 1. Januar 1957 im Saarland gelten- 
den Beitragsbemessungsgrenzen zu berücksichtigen 
sind. 

Buchstabe b Doppelbuchstabe bb des neugefaßten 
Artikels 6 § 6 Abs. 3 schreibt schließlich noch vor, 
welche Steigerungsbeträge in Franken an die Stelle 
der Steigerungsbeträge in Mark für Fremdrenten- 
zeiten vor dem 1. Januar 1913, die der Rentenver- 
sicherung der Angestellten zuzuordnen sind, treten 
sollen. 

Zu Nummer 8 

Artikel 6 § 7 Satz 1 des Fremdrenten- und Auslands- 
renten-Neuregelungsgesetzes enthält für Renten aus 
Versicherungsfällen, die zwischen dem 31. Dezem- 
ber 1956 und 1. Januar 1959 eingetreten sind, eine 
Besitzstandsklausel. Da die in ihm genannten Vor- 
schriften im Saarland nicht gegolten haben, muß 
die Besitzstandsklausel den dortigen Verhältnissen 
angepaßt werden. 

Zu Nummer 9 

Diese Anpassungsvorschrift ist durch die in Arti- 
kel 2 Nr. 8 des Gesetzentwurfs vorgesehene Ände- 
rung der Besitzstandsklausel notwendig geworden. 

Zu Nummer 10 

Artikel 2 § 11 des Knappschaftsrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes hat im Saarland eine andere 
Fassung als im übrigen Bundesgebiet; dem wird 
durch die Anpassungsvorschrift Rechnung getragen. 

Zu Nummer 11 

Die Neufassung des Artikels 6 § 9 Abs. 2 und 3 des 
Fremdrenten- und Auslandsrenten-Neuregelungsge- 
setzes trägt der bisherigen Rechtslage im Saarland, 
die nach dem Sinn der Vorschrift zu berücksichtigen 
ist, Rechnung. 

Zu Nummer 12 

§ 1 Abs. 5 Satz 1 des Fremdrenten- und Auslands- 
rentengesetzes hat im Saarland nicht gegolten. Der 


Klammerzusatz in Artikel 6 § 10 Satz 1 des Fremd- 
renten- und Auslandsrenten-Neuregelungsgesetzes 
ist daher zu streichen. Die Klarheit und der Sinn 
der Vorschrift werden dadurch nicht beeinträchtigt. 
Wegen der Verlängerung der Antragsfrist wird auf 
die Begründung zu Artikel 2 Nr. 4 des Gesetzent- 
wurfs Bezug genommen. 

Zu Nummer 13 

Artikel 6 § 12 des Fremdrenten- und Auslandsren- 
ten-Neuregelungsgesetzes kann im Saarland nicht 
eingeführt werden, da die in ihm genannten Vor- 
schriften im Saarland nicht gegolten haben. Eine 
entsprechende Regelung ist für das Saarland nicht 
erforderlich. 

Zu Nummer 14 

Vgl. die Begründung zu Nummer 10. 

Zu Nummer 15 

Artikel 6 § 16 des Fremdrenten- und Auslandsren- 
ten-Neuregelungsgesetzes kann im Saarland nicht 
eingeführt werden, da der in ihm genannte Teil 11 
des Fremdrenten- und Auslandsrentengesetzes im 
Saarland nicht gegolten hat. Eine entsprechende Re- 
gelung ist für das Saarland nicht erforderlich. 

Zu Nummer 16 und 17 

Die Änderungen sind nur redaktioneller Art. Auf 
die Begründung zu Artikel 2 Nr. 1 und 2 des Ge- 
setzentwurfs wird Bezug genommen. 

Zu Nummer 18 

Wegen der Verlängerung der Antragsfrist des Ar- 
tikels 6 § 18 Abs. 5 des Fremdrenten- und Aus- 
landsrenten-Neuregelungsgesetzes wird auf die Be- 
gründung zu Artikel 2 Nr. 4 des Gesetzentwurfs 
Bezug genommen. 

Zu Nummer 19 

§ 99 des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes vom 
5. November 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1747) hat 
bisher im Saarland nicht gegolten (§ 110 Abs. 1 
Nr. 5 des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes, § 1 
Abs. 2 des Gesetzes zur Einführung von Bundes- 
recht im Saarland). Die Vorschrift des Artikels 6 
§ 20 Nr. 2 des Fremdrenten- und Auslandsrenten- 
Neuregelungsgesetzes steht dem nicht entgegen, 
weil sie auf Grund der negativen Saarklausel in 
Artikel 7 § 2 des Fremdrenten- und Auslandsrenten- 
Neuregelungsgesetzes gegenstandslos ist. 

§ 99 des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes muß aus 
sozialpolitischen Gründen und aus Gründen der 
Rechtseinheit grundsätzlich auch im Saarland ein- 
geführt werden. Der ihm zugrundeliegende Sach- 
verhalt trifft auch auf die dortigen Verhältnisse zu. 
Bei der Einführung ist allerdings zu beachten, daß die 
Aufwendungen der Versicherungsträger, die durch 
diese Vorschrift entstehen, vom Bund zu erstatten 
sind und daß im Saarland die Soziallasten, auch 
soweit sie im übrigen Bundesgebiet vom Bund ge- 
tragen werden, für die Zeit bis zum Jahre 1959 
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vom Land zu tragen sind (§ 10 Nr. 1 des Gesetzes 
über die Eingliederung des Saarlandes, §§ 1, 5 des 
Fünften Überleitungsgesetzes vom 30. Juni 1959 
— Bundesgesetzbl. I S. 335 — ). Die Einführung der 
Absätze 6 und 7, die eine Rückwirkung bis zum 
Jahre 1950 vorsehen, durch den Bund widerspräche 
daher dem Grundgedanken der Saareingliederungs- 
gesetze. Dadurch wird auch der Absatz 8 für das 
Saarland gegenstandslos, dessen Antragsfrist ohne- 
hin durch Zeitablauf überholt ist. 

Zu NummeT 20 

Wegen der Verlängerung der in Artikel 6 § 22 
Abs. 4 des Fremdrenten- und Auslandsrenten-Neu- 
regelungsgesetzes vorgesehenen Antragsfrist ' wird 
auf die Begründung zu Artikel 2 Nr. 4 des Gesetz- 
entwurfs Bezug genommen. 

Zu Nummer 21 

Artikel 6 § 24 Abs. 1 Satz 2 des Fremdrenten- und 
Auslandsrenten-Neuregelungsgesetzes kann im Saar- 
land nicht eingeführt werden, weil die in ihm ge- 
nannten Vorschriften dort nicht gegolten haben. 
Eine entsprechende Regelung für das Saarland ist 
nicht erforderlich. 


Artikel 3 

Einführung weiterer sozialversicherungsreditlidier 
Vorschriften sowie Änderung des Knappschaftsren- 
tenversicherungs-Neuregelungsgesetzes und des 
Auswirkungsgesetzes 

Zu§ 1 

Die angeführten Vorschriften gelten im Saarland 
nicht. Sie betreffen das Fremdrenten- und Auslands- 
renten-Neuregelungsgesetz und sind daher gleich- 
zeitig mit diesem im Saarland einzuführen. 

Zu §2 

Durch Artikel 2 Nr. 8 und Artikel 3 Nr. 8 des 
Fremdrenten- und Auslandsrenten-Neuregelungs- 
gesetzes wurden Artikel 2 § 52 Abs. 1 Satz 2 des 
Arbeiterrentenversicherungs - Neuregelungsgesetzes 
und Artikel 2 § 50 Abs. 1 Satz 2 des Angestellten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes dahin geän- 
dert, daß an die Stelle der Jahreszahl „1960" die 
Jahreszahl „1962" tritt. Es ist daher erforderlich, 
die entsprechende Vorschrift des Knappschaftsren- 
tenversicherungs-Neuregelungsgesetzes ebenso zu 
ändern. 

Zu §3 

Durch § 3 des Auswirkungsgesetzes vom 26. März 
1959 (Bundesgesetzbl. I S. 200), in Kraft getreten am 
1. Januar 1957, werden Rentenversicherungszeiten, 
die im Saarland und im übrigen Bundesgebiet oder 
im Land Berlin zurückgelegt worden sind, einander 
gleichgestellt. Die Vorschrift trägt der Tatsache 
Rechnung, daß das im Saarland bis zu seiner Ein- 
gliederung in die Bundesrepublik am 1. Januar 1957 


geltende Recht der gesetzlichen Rentenversicherung 
erst von diesem Zeitpunkt an Bundesrecht gewor- 
den ist (§§ 5, 20 des Gesetzes über die Eingliederung 
des Saarlandes). Sie stellt sicher, daß die vorher 
im Saarland zurückgelegten Rentenversicherungs- 
zeiten nicht als Fremdrentenzeiten, sondern wie 
nach Bundesrecht zurückgelegte Versicherungszei- 
ten behandelt werden. Ihre Beschränkung auf „Ver- 
sicherungszeiten" führt jedoch bei der Anwendung 
des Fremdrenten- und Auslandsrenten-Neurege- 
lungsgesetzes zu Auslegungsschwierigkeiten. So be- 
stimmen z. B. § 1323 Abs. 2 Satz 1 der Reichsver- 
sicherungsordnung, § 102 Abs. 2 Satz 1 des Ange- 
stelltenversicherungsgesetzes und § 108 e Abs. 2 
Satz 1 des Reichsknappschaftsgesetzes in der Fas- 
sung des Fremdrenten- und Auslandsrenten-Neu- 
regelungsgesetzes, daß eine nach Bundesrecht oder 
dem Recht des Landes Berlin bei Aufenthalt im 
Ausland durch Entrichtung freiwilliger Beiträge 
durchgeführte Versicherung einer freiwilligen Ver- 
sicherung im Geltungsbereich des Fremdrenten- und 
Auslandsrenten-Neuregelungsgesetzes gleichsteht. 
Bei dieser Gesetzesfassung könnte es zweifelhaft 
sein, ob das gleiche auch für eine in der Zeit der 
Trennung des Saarlandes vom Deutschen Reich nach 
saarländischem Recht durchgeführte Versicherung 
gilt. Dies wird durch die vorgeschlagene Neufas- 
sung des § 3 des Auswirkungsgesetzes, die die bis- 
herige Regelung erweitert, im bejahenden Sinne 
klargestellt. 


Artikel 4 

Übergangs- und Schlußvorsdiriften 

Zu § 1 

Abweichend vom übrigen Bundesgebiet besteht im 
Saarland als besonderer Versicherungszweig der ge- 
setzlichen Rentenversicherung noch die hüttenknapp- 
schaftliche Pensionsversicherung. Sie ist eine Dop- 
pelversicherung für die Arbeitnehmer der saarländi- 
schen Hüttenwerke und weiterer saarländischer Be- 
triebe und wird nach den Grundsätzen des im Saar- 
land bis zum 31. Dezember 1956 geltenden Renten- 
versicherungsrechts durchgeführt (Gesetz Nr. 356 
„Zweites Gesetz über die Neuordnung der hütten- 
knappschaftlichen Pensionsversicherung im Saar- 
land" vom 7. November 1952 — Amtsblatt des Saar- 
landes S. 1046 — , zuletzt geändert durch das Ge- 
setz Nr. 677 vom 27 Juni 1959 — • Amtsblatt des 
Saarlandes S. 1074 — ); die Rentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetze finden auf sie keine Anwen- 
dung. 

Das Fremdrenten- und Auslandsrenten-Neurege- 
lungsgesetz geht von dem durch die Rentenver- 
sicherungsreform geschaffenen Recht der gesetz- 
lichen Rentenversicherung aus, das für die hütten- 
knappschaftliche Pensionsversicherung nicht gilt. Es 
könnte für diesen Versicherungszweig keine Bedeu- 
tung erlangen, weil es sich bei ihm um eine nur im 
Saarland vorhandene Doppelversicherung handelt, 
für die schon das Gesetz Nr. 345 gegenstandslos 
war. Zur Zeit wird geprüft, in welcher Weise die 
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hüttenknappschaftliche Pensionsversicherung dem 
im übrigen Bundesgebiet geltenden Rentenversiche- 
rungssystem angepaßt werden kann. Aus diesen 
Gründen ist es erforderlich, zu bestimmen, daß die 
Artikel 1 bis 3 des Gesetzentwurfs für die hütten- 
knappschaftliche Pensionsversicherung nicht gelten. 

Zu § 2 

Diese Vorschrift ist eine Ergänzung der Besitz- 
standsklauseln in den Übergangsvorschriften des 
Fremdrenten- und Auslandsrenten-Neuregelungsge- 
setzes. Sie stellt sicher, daß in den Fällen, in denen 
im Zeitpunkt der Verkündung des Einführungsge- 
setzes ein Leistungsanspruch nach dem Gesetz 
Nr. 345 bestanden hat, auf den das Fremdrenten- 
und Auslandsrenten-Neuregelungsgesetz keine An- 
wendung findet, eine Leistung auch für die Zeit 
nach Verkündung des Einführungsgesetzes — und 
zwar entsprechend den Grundsätzen des bisher im 
Saarland geltenden Rechts — gewährt wird. 

Zu § 3 

Diese Vorschrift ist eine Ergänzung der Besitzstands- 
klausel in § 2, der sich ausschließlich auf die nach 
dem Gesetz Nr. 345 erworbenen „Rentenansprüche" 
bezieht. § 3 stellt sicher, daß auch die nach dem Ge- 
setz Nr. 345 bis zur Verkündung des Einführungs- 
gesetzes erworbenen „Rentenanwartschaften", auf 
die das Fremdrenten- und Auslandsrenten-Neurege- 
lungsgesetz keine Anwendung findet, erhalten blei- 
ben und bei Eintritt des Versicherungsfalles durch 
eine zusätzliche Leistung berücksichtigt werden. Es 
handelt sich hier um eine Übergangsregelung, die 
dem bisher im Saarland geltenden Recht und den 
besonderen Verhältnissen der saarländischen Grenz- 
gänger, die auf Grund der jahrzehntelangen wirt- 
schaftlichen Verflechtung des Saarlandes mit Frank- 
reich in Lothringen gearbeitet haben, Rechnung 
trägt. 

Zu § 4 

Nach der Entscheidung des Rates des Völkerbun- 
des vom 21. Juni 1921 (Reichsgesetzbl. II S. 1289) 
in Verbindung mit der Zweiten Ergänzungsverein- 
barung zu dem deutsch-französischen Abkommen 
über Soziale Sicherheit vom 18. Juni 1955 (Bundes- 
gesetzbl. 1958 II S. 757) gelten Versicherungszeiten 
aus der deutschen gesetzlichen Rentenversicherung, 
die vor einem bestimmten Stichtag in knappschaft- 
lich versicherten Betrieben — namentlich im frühe- 
ren Elsaß-Lothringen — zurückgelegt worden wa- 
ren, unter gewissen Voraussetzungen als franzö- 
sische Versicherungszeiten. Diese Zeiten berechti- 
gen mithin nur zu Leistungen aus dem französischen 
System der Sozialen Sicherheit. 

Die französische knappschaftliche Rentenversiche- 
rung gewährt in den Fällen, in denen die 15jährige 
Wartezeit für die Altersrente — ■ auch unter Be- 
rücksichtigung deutscher knappschaftlicher Versiche- 
rungszeiten — nicht erfüllt ist, nur eine sogenannte 
Beitragsrente, d. h. eine Leistung, die dem Wert 
der entrichteten Arbeitnehmerbeiträge entspricht 
und daher oft nur wenige Mark monatlich beträgt. 


Dies kann bei den Personen zu Härten führen, bei 
denen die genannten Versicherungszeiten nicht auf 
Grund des Gesetzes Nr. 345 oder der Verordnung 
über die Durchführung der Sozialversicherung in 
Lothringen vom 19. Oktober 1940 (Amtliche Nach- 
richten für Reichsversicherung 1941 S, 57) in der 
von einem deutschen Versicherungsträger gewähr- 
ten Rente berücksichtigt sind. In diesen — schät- 
zungsweise 100 bis 200 — Fällen soll § 4 die Mög- 
lichkeit bieten, die Betroffenen durch Gewährung 
einer zusätzlichen Leistung so zu stellen, als ob 
die genannten Zeiten wieder nach deutschem Recht 
zu berücksichtigen wären. 

Zu § 5 

Die Leistungen nach den §§ 2 bis 4 dieses Artikels 
sind Übergangsleistungen, die im innerstaatlichen 
Recht sonst nicht vorgesehen sind. Sie gelten daher 
nicht als Leistungen der Sozialen Sicherheit. Aus 
diesem Grunde und wegen der Aufhebung des Ge- 
setzes Nr. 345 ist es erforderlich zu bestimmen, daß 
die allgemeinen Vorschriften über die Sozialver- 
sicherung entsprechend gelten, soweit sich aus den 
§§ 2 bis 4 dieses Artikels nichts anderes ergibt. Dies 
betrifft nicht nur das materielle Recht, sondern auch 
das Verfahrensrecht, so daß z. B. bei Rechtsstreitig- 
keiten die Sozialgerichte zuständig sind. Soweit die 
Knappschaften zur Gewährung der Leistungen ver- 
pflichtet sind, werden die Aufwendungen hierfür im 
Rahmen des § 128 des Reichsknappschaftsgesetzes 
verrechnet. 

Zu § 6 

Im Fremdrenten- und Auslandsrenten-Neuregelungs- 
gesetz wird mehrfach auf den Zeitpunkt der Ver- 
kündung des Gesetzes Bezug genommen (vgl. z. B. 
Artikel 6 § 6 Abs. 1 Satz 1, § 7 Satz 2, §§ 8 und 11). 
ln solchen Fällen muß nach dem Grundgedanken 
dieser Vorschriften im Saarland der Zeitpunkt gel- 
ten, an dem das Einführungsgesetz verkündet wird. 

Zu § 7 

§ 10 des Fremdrenten- und Auslandsrentengesetzes, 
der die freiwillige Krankenversicherung betrifft, 
wurde im Saarland mit Wirkung vom 3. Juli 1959 
durch Artikel 2 Nr. 1 des Gesetzes Nr. 676 zur Än- 
derung weiterer sozialversicherungsrechtlicher Vor- 
schriften im Saarland vom 27. Juni 1959 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 1073) eingeführt. Entsprechend 
der Regelung in Artikel 7 § 3 Abs. 2 des Fremd- 
renten- und Auslandsrenten-Neuregelungsgesetzes 
soll § 10 des Fremdrenten- und Auslandsrenten- 
gesetzes bis zur Neuregelung des Rechts der ge- 
setzlichen Krankenversicherung auch im Saarland 
weitergelten. 

Zu § 8 

Nach Artikel 7 § 3 Abs. 3 des Fremdrenten- und 
Auslandsrenten-Neuregelungsgesetzes gilt § 8Abs. 1 
und 2 des Fremdrenten- und Auslandsrentengeset- 
zes, der die Zahlung von Renten in das Ausland be- 
trifft, in der Unfallversicherung bis zur Neuregelung 
des Unfallversicherungsrechts weiter. Aus Gründen 
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der Gleichbehandlung der Versicherten und Rentner 
im Saarland und im übrigen Bundesgebiet und aus 
Gründen der Rechtseinheit muß § 8 Abs. 1 und 2 
des Fremdrenten- und Auslandsrentengesetzes, so- 
weit er die Unfallversicherung betrifft, auch im 
Saarland dingeführt werden. 

Zu §9 

Diese Vorschrift enthält die Berlin-Klausel. 

Zu § 10 

Das Einführungsgesetz soll — mit Ausnahme des 
Artikels 3 § 1 Nr. 3 und § 3 — rückwirkend am 
1. Januar 1959, also zu dem gleichen Zeitpunkt in 
Kraft treten wie das Fremdrenten- und Auslands- 
renten-Neuregelungsgesetz. Gleichzeitig sollen alle 
entgegenstehenden und alle inhaltsgleichen Vor- 
schriften, insbesondere das Gesetz Nr. 345, außer 
Kraft treten. Dies gilt jedoch nicht für § 15 des 
Gesetzes Nr. 345, der bestimmt, daß die Fürsorge- 
leistungen vom Saarland zu erstatten sind. § 15 des 
Gesetzes Nr. 345 und § 17 Nr. 4 des Ersten Über- 
leitungsgesetzes vom 28. November 1950 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 773) in der Fassung des Fünften Über- 
leitungsgesetzes, ^ wonach die Fürsorgeleistungen 
vom 1. Januar 1960 an vom Bund zu erstatten sind, 
sollen erst mit Wirkung vom ersten Tage des auf 
die Verkündung des Einführungsgesetzes folgenden 
Monats außer Kraft treten. 

Mit Wirkung vom 1. April 1960 soll auch § 2 Abs. 1 
des Auswirkungsgesetzes außer Kraft treten. Diese 
Vorschrift bestimmt, daß in den gesetzlichen Ren- 
tenversicherungen in Fällen, in denen ein Versicher- 
ter Beiträge im Saarland und im übrigen Bundes- 
gebiet oder in einem dieser Gebiete entrichtet hat, 
das Recht anzuwenden ist, das für den „zustän- 
digen" Versicherungsträger maßgebend ist. Dadurch 
sollte aus Gründen der Verwaltungs Vereinfachung 
sichergestellt werden, daß die saarländischen Ver- 
sicherungsträger nur das im Saarland geltende 
Recht und die im übrigen Bundesgebiet zuständigen 
Versicherungsträger nur das Recht des übrigen Bun- 
desgebietes anzuwenden haben. Der Sinn und Zweck 
der Vorschrift ist mit dem am 1. April 1960 in Kraft 
getretenen Gesetz zur Neuordnung der Sozialver- 


sicherungsträger im Saarland vom 28. März 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 194) entfallen, weil durch die- 
ses Gesetz die im gesamten übrigen Bundesgebiet 
zuständigen Versicherungsträger auch im Saarland 
zuständig geworden sind. Vom 1. April 1960 an sind 
daher für das anzuwendende Recht die in der Sozial- 
versicherung allgemein geltenden Grundsätze wie- 
der maßgebend. 


C. Finanzieller Teil 

Nach § 15 des Gesetzes Nr. 345 wurden in der Kran- 
kenversicherung und der Unfallversicherung und in 
den Rentenversicherungen den Versicherungsträgern 
alle Fürsorgeleistungen vom Saarland erstattet. Mit 
der Einführung des Arbeiterrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes und des Angestelltenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes im Saarland am 1. Ja- 
nuar 1957 sind in den Rentenversicherungen der 
Arbeiter und der Angestellten die Erstattungen nach 
§ 15 des Gesetzes Nr. 345 weggefallen,- die Für- 
sorgeleistungen wurden bei der Festsetzung des 
Landeszuschusses zu den Ausgaben der Rentenver- 
sicherungen der Arbeiter und der Angestellten in 
voller Höhe berücksichtigt (Artikel 2.§§ 9, 14, Ar- 
tikel 2 §§ 9, 15 der Gesetze Nr. 591 und 590). Dieser 
Landeszuschuß ist mit Wirkung vom 1. Januar 1960 
im Bundeszuschuß zu den Ausgaben der Rentenver- 
sicherungen der Arbeiter und der Angestellten auf- 
gegangen (Artikel 1 und 2 des Gesetzes über Bun- 
deszuschüsse und Gemeinlast vom 28. März 1960 — 
Bundesgesetzbl. I S. 199 — ). 

Die Erstattungen des Saarlandes für die Fürsorge- 
leistungen in der Krankenversicherung, Unfallver- 
sicherung und knappschaftlichen Rentenversicherung 
wurden mit Wirkung vom 1. Januar 1960 vom Bund 
übernommen (§ 1 Nr. 2 und 5 des Fünften Uber- 
leitungsgesetzes). Durch die Einführung des Fremd- 
renten- und Auslandsrenten-Neuregelungsgesetzes 
im Saarland ändern sich zwar die einzelnen Erstat- 
tungsbeträge, jedoch entstehen dem Bund insgesamt 
keine darüber hinausgehenden Aufwendungen; Län- 
der und Gemeinden werden mit Kosten ebenfalls 
nicht belastet. 
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